
VERORDNUNG (EG) Nr. 766/2008 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 9. Juli 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates über die gegenseitige Amtshilfe zwischen
Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der
Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und der Agrarregelung

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EURO-
PÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 135 und 280,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates (3) hat die
früheren Rechtsvorschriften verbessert, indem insbesondere
die Speicherung von Daten in der Gemeinschaftsdatenbank
ZIS (Zollinformationssystem) ermöglicht worden ist.

(2) Nichtsdestoweniger hat die Erfahrung seit Inkrafttreten der
Verordnung (EG) Nr. 515/97 gezeigt, dass die Nutzung des
ZIS allein für Zwecke der Feststellung und Unterrichtung,
der verdeckten Registrierung oder der gezielten Kontrolle
der Zielsetzung dieses Systems, die Verhinderung, Ermitt-
lung und Bekämpfung von Handlungen, die der Zoll- oder
der Agrarregelung zuwiderlaufen, zu unterstützen, nicht
umfassend Rechnung trägt.

(3) Die Veränderungen aufgrund der Erweiterung der Euro-
päischen Union auf 27 Mitgliedstaaten erfordern ein
Überdenken der gemeinschaftlichen Zollzusammenarbeit
in einem weiteren Rahmen und auf der Grundlage
angepasster Rechtsvorschriften.

(4) Der Beschluss 1999/352/EG, EGKS, Euratom der Kommis-
sion vom 28. April 1999 zur Errichtung des Europäischen
Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) (4) und das Über-
einkommen über den Einsatz der Informationstechnologie

im Zollbereich (5), errichtet durch Rechtsakt des Rates vom
26. Juli 1995 (6), haben den allgemeinen Rahmen für die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission im Hinblick auf die Verhinderung, Unter-
suchung und Verfolgung von Verstößen gegen Gemein-
schaftsbestimmungen verändert.

(5) Das Ergebnis einer strategischen Analyse soll den Verant-
wortlichen auf höchster Ebene helfen, die Maßnahmen, die
Zielsetzungen und die Politik der Betrugsbekämpfung
festzulegen sowie bei der Planung der Aktivitäten und der
Zuteilung der notwendigen Ressourcen, die für das
Erreichen der festgelegten operativen Ziele notwendig sind,
behilflich sein.

(6) Das Ergebnis einer operationellen Analyse im Hinblick auf
Tätigkeiten, Mittel oder Absichten von bestimmten Perso-
nen oder Unternehmen, die der Zoll- oder der Agrar-
regelung zuwiderlaufen oder zuwiderzulaufen scheinen, soll
den Zollbehörden und der Kommission dabei behilflich
sein, angemessene Vorkehrungen für besondere Fälle zu
treffen, um die im Bereich der Betrugsbekämpfung festge-
legten Ziele erreichen zu können.

(7) Gegenwärtig dürfen nach der Verordnung (EG) Nr. 515/97
personenbezogene Daten, die von einem Mitgliedstaat in
das ZIS eingegeben wurden, nur in andere EDV-Systeme
kopiert werden, wenn die vorherige Zustimmung des ZIS-
Partners vorliegt, der diese Daten in das System eingegeben
hat, und nur unter den Bedingungen, die dieser ZIS-Partner
nach Artikel 30 Absatz 1 festgelegt hat. Die Änderung der
Verordnung hat zum Ziel, vom Prinzip der vorherigen
Zustimmung nur dann abzuweichen, wenn die Daten dazu
bestimmt sind, von den für das Risikomanagement
zuständigen nationalen Behörden und Kommissionsdienst-
stellen zur Steuerung der Kontrolle von Warenbewegungen
verarbeitet zu werden.

(8) Es ist geboten, den geltenden Rechtsrahmen durch Rege-
lungen über die Schaffung eines Aktennachweissystems für
Zollzwecke zu ergänzen, das abgeschlossene und laufende
Fälle erfasst. Die Schaffung dieser Datenbank geht zurück
auf die Initiative im Rahmen der zwischenstaatlichen
Zusammenarbeit im Zollbereich, die zur Annahme des
Rechtsakts des Rates vom 8. Mai 2003 betreffend die
Erstellung des Protokolls zur Änderung des Übereinkom-
mens über den Einsatz der Informationstechnologie im
Zollbereich hinsichtlich der Einrichtung eines Aktennach-
weissystems für Zollzwecke (7) geführt hat.
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(9) Zur Stärkung der Zusammenarbeit im Zollbereich zwi-
schen den Mitgliedstaaten und zwischen den Mitglied-
staaten und der Kommission ist unbeschadet anderer
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 517/97 sicherzu-
stellen, dass gewisse Daten zur Erreichung der Ziele jener
Verordnung ausgetauscht werden können.

(10) Außerdem ist es erforderlich, eine höhere Komplementari-
tät mit den Maßnahmen zu erzielen, die auf dem Gebiet der
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit im Zollbereich und
der Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und
Stellen der Europäischen Union sowie anderen interna-
tionalen und regionalen Organisationen durchgeführt
werden. Dies folgt auch aus der Entschließung des Rates
vom 2. Oktober 2003 über eine Strategie für die
Zusammenarbeit im Zollwesen (1) und dem Beschluss des
Rates vom 6. Dezember 2001 zur Ausweitung des Mandats
von Europol auf die im Anhang zum Europol-Überein-
kommen aufgeführten schwerwiegenden Formen inter-
nationaler Kriminalität (2).

(11) Um die Kohärenz zwischen den von der Kommission, den
anderen Einrichtungen und Stellen der Europäischen Union
und anderen internationalen und regionalen Organisatio-
nen durchgeführten Maßnahmen zu fördern, sollte die
Kommission zur Veranstaltung von Fortbildungsmaßnah-
men und Leistung jeder Form von Unterstützung mit
Ausnahme finanzieller Unterstützung für die Verbindungs-
beamten von Drittländern und von europäischen oder
internationalen Organisationen und Stellen einschließlich
des Austauschs bewährter Verfahren mit diesen Einrichtun-
gen sowie z. B. mit Europol und der Europäischen Agentur
für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Frontex)
befugt sein.

(12) Es erscheint sachgerecht, in der Verordnung (EG) Nr. 515/
97 die Bedingungen für die Durchführung von gemein-
samen Zollaktionen im gemeinschaftsrechtlichen Bereich
festzulegen. Der Ausschuss nach Artikel 43 der Verordnung
(EG) Nr. 515/97 sollte die Befugnis erhalten, das Mandat für
gemeinsame Zollaktionen der Gemeinschaft festzulegen.

(13) Weiterhin muss bei der Kommission eine ständige
Infrastruktur geschaffen werden, damit gemeinsame Zoll-
aktionen während des ganzen Kalenderjahres koordiniert
werden können und für die Zeit der Ausführung einer oder
mehrerer Einzelaktionen für Vertreter der Mitgliedstaaten
sowie gegebenenfalls auch für Verbindungsbeamte aus
Drittländern und von europäischen oder internationalen
Organisationen und Stellen, wie insbesondere Europol, der
Weltzollorganisation (WZO) und Interpol, die Möglichkeit
zur Mitarbeit geschaffen wird.

(14) Zur Behandlung der das ZIS betreffenden Aufsichtsfragen
sollte der Europäische Datenschutzbeauftragte mindestens
einmal jährlich eine Sitzung mit den nationalen Daten-
schutzbehörden einberufen.

(15) Es muss, vorbehaltlich der Rolle von Europol, für die
Mitgliedstaaten möglich sein, diese Infrastruktur gleicher-
maßen für gemeinsame Zollaktionen im Rahmen der
Zusammenarbeit im Zollbereich nach den Artikeln 29
und 30 des Vertrags über die Europäische Union zu nutzen.
In diesem Fall sollten die gemeinsamen Zollaktionen im
Rahmen des von der zuständigen Ratsarbeitsgruppe für die
Zollzusammenarbeit nach Titel VI des Vertrags über die
Europäische Union festgelegten Mandats durchgeführt
werden.

(16) Die Entwicklung neuer Märkte, die wachsende Interna-
tionalisierung des Warenaustauschs sowie die schnelle
Steigerung des Volumens, einhergehend mit der immer
rascheren Warenbeförderung, machen es zudem notwen-
dig, dass die Zollverwaltungen mit diesen Entwicklungen
Schritt halten, um nicht der europäischen Wirtschaftsent-
wicklung zu schaden.

(17) Letztlich besteht das Ziel darin, dass alle Wirtschafts-
beteiligten in der Lage sind, alle notwendigen Unterlagen
bereits im Voraus zu übermitteln, und dass ihre Ver-
waltungsverfahren mit den Zollbehörden vollständig elek-
tronisch ablaufen. In der Zwischenzeit wird die gegen-
wärtige Situation mit den unterschiedlichen Entwicklungs-
stadien nationaler Systeme der elektronischen Datenver-
arbeitung fortbestehen und es ist notwendig, die Mechanis-
men der Betrugsbekämpfung zu verbessern, denn
Verkehrsverlagerungen können weiterhin auftreten.

(18) Zur Bekämpfung des Betrugs ist es daher notwendig,
zusammen mit der Reform und Modernisierung der
Zollverfahren eine Möglichkeit zu schaffen, auf die
Informationen so unmittelbar wie möglich zurückzugrei-
fen. Auch im Hinblick auf das Ziel, die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten bei der Aufdeckung von
Warenbewegungen, die Vorgängen dienen können, die der
Zoll- oder der Agrarregelung zuwiderlaufen, und bei der
Feststellung von Transportmitteln, einschließlich Contai-
nern, die zu diesem Zweck verwendet werden, zu unter-
stützen, sollten die Daten, die von den weltweit wichtigsten
öffentlichen und privaten Dienstleistern stammen, die Teil
der internationalen Lieferkette sind, in einem europäischen
zentralen Datenregister gesammelt werden.

(19) Der Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten unterliegt der Richtlinie 95/46/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (3) sowie der Richtlinie 2002/58/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli
2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und
den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommu-
nikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommu-
nikation) (4), die vollständig auf die Dienste für die
Informationsgesellschaft anwendbar sind. Diese Richtlinien
stellen bereits einen gemeinschaftlichen Rechtsrahmen im
Bereich der personenbezogenen Daten dar und es ist daher
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nicht notwendig, diesen Punkt in der vorliegenden Ver-
ordnung zu behandeln, um das reibungslose Funktionieren
des Binnenmarkts und insbesondere den freien Verkehr der
personenbezogenen Daten zwischen den Mitgliedstaaten zu
gewährleisten. Diese Verordnung muss gemäß den Vor-
schriften für den Schutz personenbezogener Daten durch-
geführt und angewendet werden, insbesondere was den
Austausch und die Speicherung der Informationen zur
Unterstützung von Maßnahmen zur Verhütung und Auf-
deckung von Betrug betrifft.

(20) Ein Austausch personenbezogener Daten mit Drittländern
sollte erst erfolgen, wenn überprüft worden ist, dass die
Datenschutzbestimmungen im Empfängerland einen den
Anforderungen des Gemeinschaftsrechts entsprechenden
Schutz bieten.

(21) Seit der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 515/97 wurde
die Richtlinie 95/46/EG von den Mitgliedstaaten in das
jeweilige nationale Recht umgesetzt und die Kommission
hat eine unabhängige Behörde eingerichtet, die damit
beauftragt ist, die Einhaltung der Freiheiten und Grund-
rechte der Personen durch die Organe und Einrichtungen
der Gemeinschaft bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum
freien Datenverkehr (1) sicherzustellen. Daher sollten die
Überwachungsregelungen zum Schutz personenbezogener
Daten angeglichen und die Bezugnahme auf den Euro-
päischen Bürgerbeauftragten, unbeschadet seiner Befug-
nisse, durch eine Bezugnahme auf den Europäischen
Datenschutzbeauftragten ersetzt werden.

(22) Die zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 515/97
erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung
der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden.

(23) Insbesondere sollte die Kommission die Befugnis erhalten,
zu beschließen, welche Daten in das ZIS aufgenommen
werden, und zu bestimmen, zu welchen Maßnahmen in
Verbindung mit der Anwendung der Agrarregelung
Informationen in das ZIS einzugeben sind. Da es sich
hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Tragweite handelt,
die eine Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr. 515/97, auch durch Ergänzung um
neue nicht wesentliche Bestimmungen, bewirken, sind diese
Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle
des Artikels 5a des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(24) Der Bericht über die Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 515/97 sollte in den Bericht aufgenommen werden, der

dem Europäischen Parlament und dem Rat alljährlich über
die Maßnahmen vorgelegt wird, die zur Durchführung von
Artikel 280 des Vertrags getroffen wurden.

(25) Die Verordnung (EG) Nr. 515/97 sollte entsprechend
geändert werden.

(26) Da das Ziel der vorliegenden Verordnung, nämlich die
Koordinierung der Bekämpfung von Betrug und anderen
illegalen Aktivitäten zum Nachteil der finanziellen Interes-
sen der Gemeinschaft, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden kann und daher wegen des
Umfangs und der Wirkungen der Maßnahmen besser auf
Gemeinschaftsebene zu verwirklichen ist, kann die Gemein-
schaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entspre-
chend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das
zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(27) Diese Verordnung beachtet die Grundrechte und Prinzipien,
die insbesondere in der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union (3) bekräftigt wurden. Insbesondere
zielt diese Verordnung darauf ab, die umfassende Wahrung
des Rechts auf Schutz personenbezogener Daten (Artikel 8
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union) zu
garantieren.

(28) Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde gemäß
Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001
konsultiert und hat am 22. Februar 2007 eine Stellung-
nahme (4) abgegeben —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 515/97 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 Absatz 1 werden folgende Gedankenstriche
angefügt:

„— operationelle Analyse die Analyse, die Handlungen
betrifft, die gegen die Zoll- oder die Agrarregelung
verstoßen oder zu verstoßen scheinen, und die der
Reihe nach aus den folgenden Schritten besteht:

a) Sammlung von Informationen, einschließlich
personenbezogener Daten;

b) Prüfung der Zuverlässigkeit der Informations-
quelle und der Information;

c) Recherche, systematische Darstellung und Aus-
wertung der Verbindung zwischen diesen Infor-
mationen oder zwischen diesen Informationen
und anderen signifikanten Daten;
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d) Formulierung der Feststellungen, Hypothesen
oder Empfehlungen, die durch die zuständigen
Behörden und durch die Kommission unmittel-
bar als risikobezogene Informationen zur Ver-
hinderung und Aufdeckung von anderen der
Zoll- und der Agrarregelung zuwiderlaufenden
Vorgängen und/oder zur genauen Identifizierung
der in diese Vorgänge verwickelten Personen
oder Unternehmen genutzt werden können;

— strategische Analyse die Recherche und Darstellung
von allgemeinen Tendenzen bei Vorgängen, die der
Zoll- und der Agrarregelung zuwiderlaufen, durch
eine Bewertung der Bedrohung durch bestimmte
Arten von Vorgängen, die der Zoll- und der Agrar-
regelung zuwiderlaufen, sowie von deren Ausmaß und
deren Auswirkungen, um danach Prioritäten zu
bestimmen, genauere Aufschlüsse über das Phänomen
oder die Bedrohung zu erlangen, die Maßnahmen zur
Prävention und Aufdeckung von Betrug neu aus-
zurichten und die Organisation der Dienste zu
überprüfen. Für die strategische Analyse dürfen nur
anonymisierte Daten verwendet werden;

— regelmäßiger automatischer Austausch die systemati-
sche Übermittlung zuvor festgelegter Informationen
in regelmäßigen, im Voraus festgelegten Abständen
ohne vorheriges Ersuchen;

— unregelmäßiger automatischer Austausch die systema-
tische Übermittlung zuvor festgelegter Informationen
ohne vorheriges Ersuchen, sobald die betreffenden
Informationen vorliegen.“

2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 2a

Unbeschadet anderer Bestimmungen dieser Verordnung
und zur Erreichung ihrer Ziele können die Kommission
oder die zuständigen Behörden der einzelnen Mitglied-
staaten insbesondere in Fällen, in denen keine Zollan-
meldung oder vereinfachte Anmeldung vorgelegt wird oder
in denen diese unvollständig ist oder Grund zu der
Annahme besteht, dass die darin enthaltenen Daten falsch
sind, mit den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten
oder der Kommission folgende Daten austauschen:

a) den Namen des Unternehmens,

b) den Firmennamen,

c) die Anschrift des Unternehmens,

d) die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Unter-
nehmens,

e) die Verbrauchsteuer-Registriernummer (*),

f) Informationen darüber, ob die Umsatzsteuer-Identifi-
kationsnummer und/oder die Verbrauchsteuer-Regis-
triernummer verwendet wird;

g) den Namen der Geschäftsführer, Direktoren und,
soweit verfügbar, der Hauptanteilseigner des Unter-
nehmens,

h) die Rechnungsnummer und das Datum ihrer Aus-
stellung und

i) den Rechnungswert.

Dieser Artikel gilt nur für die in Artikel 2 Absatz 1 erster
Gedankenstrich beschriebenen Warenbewegungen.

(*) Gemäß Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2073/2004 des Rates vom
16. November 2004 über die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der Verbrauch-
steuern (ABl. L 359 vom 4.12.2004, S. 1).“

3. Artikel 15 wird wie folgt geändert:

a) Der bestehende Absatz wird als Absatz „(1)“ numme-
riert.

b) Folgender Absatz wird angefügt:

„(2) Die zuständigen Behörden der einzelnen Mit-
gliedstaaten können ferner im Wege eines regel-
mäßigen automatischen Austauschs oder eines
unregelmäßigen automatischen Austauschs den
zuständigen Behörden der anderen in Betracht kom-
menden Mitgliedstaaten erlangte Auskünfte über den
Eingang, den Ausgang, den Versand, die Lagerung und
die Endverwendung von Waren — einschließlich des
Postverkehrs —, die zwischen dem Zollgebiet der
Gemeinschaft und anderen Gebieten befördert wer-
den, sowie über das Vorhandensein von Nichtgemein-
schaftswaren und Waren in der Endverwendung und
deren Beförderung innerhalb des Zollgebiets der
Gemeinschaft übermitteln, wenn dies notwendig ist,
um Vorgänge zu verhindern oder aufzudecken, die der
Zoll- oder der Agrarregelung zuwiderlaufen oder
zuwiderzulaufen scheinen.“

4. Artikel 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

i) Der erste Gedankenstrich erhält folgende Fas-
sung:

„— wenn sie sich auf andere Mitgliedstaaten
oder Drittstaaten erstrecken oder erstrecken
könnten oder“.

ii) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Binnen sechs Monaten nach Erhalt der von der
Kommission erteilten Auskünfte übermitteln die
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten der

13.8.2008 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 218/51



Kommission eine Zusammenfassung der Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Betrug, die sie
aufgrund dieser Auskünfte getroffen haben. Die
Kommission erstellt auf der Grundlage dieser
Zusammenfassungen regelmäßig Berichte über
die Ergebnisse der von den Mitgliedstaaten
getroffenen Maßnahmen und leitet sie den
Mitgliedstaaten zu.“

b) Folgende Absätze werden angefügt:

„(7) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Zollkodex
der Gemeinschaften über die Erstellung eines gemein-
samen Rahmens für das Risikomanagement dürfen die
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten in
Anwendung der Artikel 17 und 18 ausgetauschten
Daten zum Zwecke der strategischen und operatio-
nellen Analyse gespeichert und ausgewertet werden.

(8) Die Mitgliedstaaten und die Kommission können
die Ergebnisse der nach dieser Verordnung durchge-
führten operationellen und strategischen Analysen
austauschen.“

5. In Titel III werden folgende Artikel eingefügt:

„Artikel 18a

(1) Unbeschadet der Befugnisse der Mitgliedstaaten wird
zur Unterstützung der in Artikel 1 Absatz 1 genannten
zuständigen Behörden bei der Feststellung von Waren-
bewegungen, die möglicherweise Gegenstand von Vor-
gängen sind, die der Zoll- oder der Agrarregelung
zuwiderlaufen, sowie der zu diesem Zweck benutzten
Transportmittel, einschließlich Container, bei der Kommis-
sion ein Register für Daten eingerichtet und verwaltet, die
von öffentlichen oder privaten Dienstleistern bereit gestellt
werden, die in die internationale Lieferkette eingebunden
sind. Dieses Register ist für die genannten Behörden
unmittelbar zugänglich.

(2) Im Rahmen der Verwaltung dieses Registers ist die
Kommission befugt,

a) auf den Inhalt der Daten zuzugreifen oder sie zu
extrahieren, mit welchen Mitteln und in welcher Form
auch immer, und diese Daten unter Einhaltung der
einschlägigen Vorschriften über die Rechte an geis-
tigem Eigentum wieder zu verwenden; die Bedingun-
gen und Verfahren des Datenzugriffs oder der Daten-
extraktion werden im Wege einer technischen
Vereinbarung zwischen der Kommission im Namen
der Gemeinschaft und dem Dienstleister festgelegt;

b) die im Register zugänglich gemachten oder aus ihm
extrahierten Daten zu vergleichen, sie zu indizieren,
sie mit Hilfe anderer Datenquellen anzureichern und

sie unter Einhaltung der Vorschriften der Verordnung
(EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen
der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (*) zu
analysieren;

c) die Daten dieses Registers den Behörden im Sinne von
Artikel 1 Absatz 1 unter Einsatz von Techniken der
elektronischen Datenverarbeitung zur Verfügung zu
stellen.

(3) Die Daten nach diesem Artikel betreffen insbesondere
Bewegungen von Containern und/oder Transportmitteln
sowie Waren und Personen, die an diesen Bewegungen
beteiligt sind. Hierzu gehören, soweit verfügbar, insbeson-
dere folgende Daten:

a) bezüglich der Bewegung von Containern:

— Containernummer,

— Ladezustand,

— Datum der Bewegung,

— Art der Bewegung (Beladen, Entladen, Umladen,
Einfuhr, Ausfuhr usw.),

— Name des Schiffes oder Registrierungskennzei-
chen des Transportmittels,

— Nummer der Reise/Fahrt,

— Ort,

— Frachtbrief oder anderes Transportdokument;

b) bezüglich der Bewegung von Transportmitteln:

— Name des Schiffes oder Registrierungskennzei-
chen des Transportmittels,

— Frachtbrief oder anderes Transportdokument,

— Anzahl der Container,

— Gewicht der Ladung,

— Beschreibung und/oder Kodifikation der Waren,

— Reservierungsnummer,

— Nummer der Siegel,

— Ort der ersten Beladung,

— Ort der abschließenden Entladung,
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— Orte der Umladung,

— voraussichtliches Datum der Ankunft am Ort der
abschließenden Entladung;

c) bezüglich der Personen, die in die Bewegungen nach
den Buchstaben a und b verwickelt sind: Name,
Mädchenname, Vornamen, frühere Nachnamen, ange-
nommene Namen, Geburtsdatum und Geburtsort,
Staatsangehörigkeit, Geschlecht und Anschrift;

d) bezüglich der Unternehmen, die in die Bewegungen
nach den Buchstaben a und b verwickelt sind: Name
des Unternehmens, Firmenname, Anschrift des Unter-
nehmens, Registrierungsnummer, Umsatzsteuer-Iden-
tifikationsnummer und Verbrauchsteuer-
Registriernummer sowie Anschrift der Eigentümer,
Versender, Empfänger, Frachtführer, Transporteure
und anderer Mittelspersonen oder Personen, die Teil
der internationalen Lieferkette sind.

(4) Bei der Kommission sind nur die benannten Analy-
tiker befugt, die unter Absatz 2 Buchstaben b und c
fallenden personenbezogenen Daten zu verarbeiten.

Die personenbezogenen Daten, die zur Erreichung des
verfolgten Zweckes nicht erforderlich sind, werden unver-
züglich gelöscht oder anonymisiert. In jedem Fall dürfen sie
höchstens drei Jahre aufbewahrt werden.

Artikel 18b

(1) Die Kommission ist befugt, Fortbildungsmaßnahmen
für Verbindungsbeamte von Drittländern sowie von
europäischen und internationalen Organisationen und
Stellen durchzuführen und ihnen jede Form von Unter-
stützung, mit Ausnahme finanzieller Unterstützung, zu
leisten.

(2) Die Kommission kann den Mitgliedstaaten Gutachten,
technische oder logistische Unterstützung, Fortbildungs-
oder Kommunikationsmaßnahmen oder jede andere ope-
rationelle Unterstützung sowohl zur Erreichung der Ziele
dieser Verordnung als auch zur Erfüllung der Aufgaben der
Mitgliedstaaten im Rahmen der Zusammenarbeit im Zoll-
bereich gemäß den Artikeln 29 und 30 des Vertrags über
die Europäische Union zur Verfügung stellen.

(*) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.“

6. Artikel 19 erhält folgende Fassung:

„Artikel 19

Sofern sich das betreffende Drittland rechtlich zu der
Unterstützung verpflichtet hat, die erforderlich ist, um alle
Beweismittel für den Nachweis der Rechtswidrigkeit von
Handlungen zu beschaffen, die der Zoll- oder der Agrar-
regelung zuwiderzulaufen scheinen, oder um das Ausmaß

der Handlungen zu ermitteln, von denen festgestellt wurde,
dass sie diesen Regelungen zuwiderlaufen, können ihm die
nach Maßgabe dieser Verordnung eingeholten Informatio-
nen

— durch die Kommission oder den betroffenen Mitglied-
staat weitergegeben werden, gegebenenfalls vorbe-
haltlich der vorherigen Zustimmung der zuständigen
Behörden des Mitgliedstaats, der die Informationen
zur Verfügung gestellt hat, oder

— durch die Kommission oder die betroffenen Mitglied-
staaten im Rahmen einer konzertierten Aktion weiter-
gegeben werden, sofern die Informationen von mehr
als einem Mitgliedstaat zur Verfügung gestellt wurden,
vorbehaltlich der vorherigen Zustimmung der zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten, die sie zur
Verfügung gestellt haben.

Die Weitergabe durch einen Mitgliedstaat erfolgt unter
Einhaltung seiner innerstaatlichen Vorschriften über die
Weitergabe von personenbezogenen Daten an Drittländer.

In jedem Fall wird sichergestellt, dass die Vorschriften des
betreffenden Drittlands einen den Anforderungen des
Artikels 45 Absätze 1 und 2 entsprechenden Schutz
bieten.“

7. Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe d wird gestrichen.

8. Artikel 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Zweck des ZIS ist es, nach Maßgabe dieser
Verordnung die Verhinderung, Ermittlung und Ver-
folgung von Handlungen, die der Zoll- oder der
Agrarregelung zuwiderlaufen, durch eine raschere
Bereitstellung von Informationen zu unterstützen
und dadurch die Effizienz von Kooperations- und
Kontrollmaßnahmen der zuständigen Behörden im
Sinne dieser Verordnung zu steigern.“

b) In Absatz 3 werden die Worte „nach Artikel K.1
Nummer 8“ durch die Worte „nach den Artikeln 29
und 30“ ersetzt.

c) In Absatz 4 werden die Worte „Verfahren des
Artikels 43 Absatz 2“ durch die Worte „in Artikel 43
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kon-
trolle“ ersetzt.

d) Absatz 5 wird gestrichen.

9. In Artikel 24 werden folgende Buchstaben angefügt:

„g) Zurückhaltung, Beschlagnahme oder Einziehung von
Waren;
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h) Zurückhaltung, Beschlagnahme oder Einziehung von
Barmitteln im Sinne von Artikel 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 26. Oktober 2005 über die Über-
wachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft oder
aus der Gemeinschaft verbracht werden (*).

(*) ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9.“

10. Artikel 25 erhält folgende Fassung:

„Artikel 25

(1) Nach dem in Artikel 43 Absatz 2 genannten
Regelungsverfahren mit Kontrolle wird bestimmt, welche
Daten in den Kategorien nach Artikel 24 Buchstaben a bis h
in das ZIS aufgenommen werden, soweit dies für die
Zwecke des Systems notwendig ist. In die Kategorie nach
Artikel 24 Buchstabe e dürfen auf keinen Fall personen-
bezogene Daten aufgenommen werden.

(2) Mit Bezug auf die Kategorien nach Artikel 24 Buch-
staben a bis d dürfen nur folgende personenbezogene Daten
aufgenommen werden:

a) Name, Geburtsname, Vornamen, frühere Nachnamen
und angenommene Namen,

b) Geburtsdatum und Geburtsort,

c) Staatsangehörigkeit,

d) Geschlecht,

e) Nummer, Ausstellungsort und Ausstellungsdatum der
Identitätsdokumente (Reisepässe, Personalausweise,
Führerscheine),

f) Anschrift,

g) besondere objektive und ständige Kennzeichen,

h) Warncode mit Hinweis auf frühere Vorkommnisse
hinsichtlich Bewaffnung, Gewalttätigkeit oder Flucht,

i) Grund für die Aufnahme der Daten,

j) vorgeschlagene Maßnahmen,

k) amtliches Kennzeichen des Transportmittels.

(3) Mit Bezug auf die Kategorie nach Artikel 24 Buch-
stabe f dürfen an personenbezogenen Daten nur der Name
und der Vorname des Sachverständigen aufgenommen
werden.

(4) Mit Bezug auf die Kategorien nach Artikel 24 Buch-
staben g und h dürfen nur folgende personenbezogene
Daten aufgenommen werden:

a) Name, Geburtsname, Vornamen, frühere Nachnamen
und angenommene Namen,

b) Geburtsdatum und Geburtsort,

c) Staatsangehörigkeit,

d) Geschlecht,

e) Anschrift.

(5) In keinem Fall dürfen personenbezogene Daten, aus
denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische
Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen
oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie
Daten über die Gesundheit oder das Sexualleben aufge-
nommen werden.“

11. Artikel 27 erhält folgende Fassung:

„Artikel 27

(1) Personenbezogene Daten der Kategorien nach Arti-
kel 24 sind ausschließlich zum Zweck der folgenden
vorgeschlagenen Maßnahmen in das ZIS aufzunehmen:

a) Feststellung und Unterrichtung,

b) verdeckte Registrierung,

c) gezielte Kontrolle und

d) operationelle Analyse.

(2) Personenbezogene Daten der Kategorien nach Arti-
kel 24 dürfen in das ZIS nur dann aufgenommen werden,
wenn es — insbesondere aufgrund früherer illegaler
Handlungen oder aufgrund von Informationen im Rahmen
der gegenseitigen Amtshilfe — tatsächliche Anhaltspunkte
dafür gibt, dass die betreffende Person Handlungen
begangen hat, begeht oder begehen wird, die der Zoll-
oder der Agrarregelung zuwiderlaufen und die von
besonderem Interesse auf Gemeinschaftsebene sind.“

12. Artikel 34 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Um die ordnungsgemäße Anwendung der Daten-
schutzbestimmungen dieser Verordnung zu gewährleisten,
betrachten die Mitgliedstaaten und die Kommission das ZIS
als ein System der Verarbeitung personenbezogener Daten,
das

— den nationalen Bestimmungen zur Umsetzung der
Richtlinie 95/46/EG,
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— den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 45/2001
und

— allen strengeren Bestimmungen der vorliegenden
Verordnung unterliegt.“

13. Artikel 35 erhält folgende Fassung:

„Artikel 35

(1) Vorbehaltlich des Artikels 30 Absatz 1 ist es den ZIS-
Partnern untersagt, die im ZIS gespeicherten personen-
bezogenen Daten zu einem anderen als dem in Artikel 23
Absatz 2 genannten Zweck zu verwenden.

(2) Daten dürfen nur zu technischen Zwecken ver-
vielfältigt werden, soweit dies zum Abruf durch die in
Artikel 29 genannten Behörden erforderlich ist.

(3) Personenbezogene Daten, die durch einen Mitglied-
staat oder durch die Kommission in das ZIS eingegeben
wurden, dürfen nicht in Datenverarbeitungssysteme über-
nommen werden, für die die Mitgliedstaaten oder die
Kommission verantwortlich sind, mit Ausnahme von
Risikomanagementsystemen zur Steuerung von Zollkon-
trollen auf nationaler Ebene oder eines Systems für die
operationelle Analyse zur Koordinierung von Maßnahmen
auf Gemeinschaftsebene.

In diesem Fall sind nur die von den nationalen Behörden
der einzelnen Mitgliedstaaten sowie die von den Kommis-
sionsdienststellen benannten Analytiker befugt, aus dem
ZIS abgerufene personenbezogene Daten im Rahmen eines
Risikomanagementsystems zur Steuerung von Zollkontrol-
len durch die nationalen Behörden bzw. eines Systems für
die operationelle Analyse zur Koordinierung von Maß-
nahmen auf Gemeinschaftsebene zu verarbeiten.

Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission ein Ver-
zeichnis seiner Risikomanagementdienste, bei denen autori-
sierte Analytiker die in das ZIS eingegebenen
personenbezogenen Daten kopieren und verarbeiten. Die
Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten
hierüber. Sie übermittelt ferner allen Mitgliedstaaten ent-
sprechende Informationen über die bei ihr für die
operationelle Analyse zuständigen Dienststellen.

Das Verzeichnis der benannten nationalen Behörden und
Kommissionsdienststellen wird von der Kommission zur
Unterrichtung im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Aus dem ZIS kopierte personenbezogene Daten sind nur so
lange zu speichern, wie es zur Erfüllung des Zwecks, zu
dem sie kopiert wurden, notwendig ist. Mindestens einmal
jährlich überprüft der ZIS-Partner, der die Daten kopiert
hat, ob ihre weitere Speicherung notwendig ist. Die
Speicherdauer darf zehn Jahre nicht überschreiten. Perso-
nenbezogene Daten, die für die Fortsetzung der Analyse

nicht mehr benötigt werden, sind unverzüglich zu löschen
oder zu anonymisieren.“

14. Artikel 36 Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Auf jeden Fall können Personen, deren Daten verarbeitet
werden, Auskünfte während des Zeitraums verweigert
werden, in welchem Maßnahmen zum Zweck der Fest-
stellung und Unterrichtung oder der verdeckten Registrie-
rung durchgeführt werden, sowie während des Zeitraums,
in welchem eine operationelle Analyse der Daten durchge-
führt wird oder eine behördliche oder strafrechtliche
Ermittlung läuft.“

15. Artikel 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Jede Person hat das Recht, jede nach Artikel 28
der Richtlinie 95/46/EG vorgesehene nationale Kon-
trollstelle oder den nach Artikel 41 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 vorgesehenen Euro-
päischen Datenschutzbeauftragten zu ersuchen,
Zugang zu den sie betreffenden personenbezogenen
Daten zu erhalten, um zu prüfen, ob sie richtig sind
und wie sie genutzt wurden oder werden. Dieses
Recht wird nach Maßgabe der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften und Verfahren des Mitglied-
staats, in dem das Ersuchen gestellt wird, oder
gegebenenfalls nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 ausgeübt. Wurden die Daten durch einen
anderen Mitgliedstaat oder die Kommission einge-
geben, so erfolgt die Kontrolle in enger Zusammen-
arbeit mit der Aufsichtsbehörde dieses anderen
Mitgliedstaats oder mit dem Europäischen Daten-
schutzbeauftragten.“

b) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(3a) Der Europäische Datenschutzbeauftragte über-
wacht die Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 45/
2001 durch das ZIS.“

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Europäische Datenschutzbeauftragte beruft
mindestens einmal jährlich eine Sitzung mit sämt-
lichen nationalen Datenschutzbehörden ein, die für
die das ZIS betreffenden Aufsichtsfragen zuständig
sind.“

16. In Titel V erhält die Überschrift des Kapitels 7 folgende
Fassung: „Datensicherheit“.

17. In Artikel 38 Absatz 1 wird folgender Buchstabe angefügt:

„c) von der Kommission in Bezug auf die gemeinschaft-
lichen Teile des gemeinsamen Kommunikationsnet-
zes.“
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18. Folgender Titel wird eingefügt:

„TITEL Va

AKTENNACHWEISSYSTEM FÜR ZOLLZWECKE

KAPITEL 1

Errichtung eines Aktennachweissystems für Zollzwecke

Artikel 41a

(1) Das ZIS umfasst des Weiteren eine gesonderte Daten-
bank, das so genannte ‚Aktennachweissystem für Zoll-
zwecke‘ (‚FIDE‘). Alle Bestimmungen dieser Verordnung
über das ZIS gelten vorbehaltlich der Bestimmungen dieses
Titels auch für das Aktennachweissystem; jede Bezugnahme
auf das ZIS bezieht sich auch auf das Aktennachweissystem.

(2) Ziel des Aktennachweissystems für Zollzwecke ist es,
Vorgänge, die der Zoll- und der Agrarregelung, soweit sie
für die in das Zollgebiet der Gemeinschaft oder aus diesem
Gebiet verbrachten Waren gilt, zuwiderlaufen, verhindern
zu helfen und die Feststellung und Verfolgung dieser
Vorgänge zu erleichtern und zu beschleunigen.

(3) Das Aktennachweissystem für Zollzwecke bezweckt,
es der Kommission bei einer Koordinierung im Sinne des
Artikels 18 oder bei der Vorbereitung einer Gemeinschafts-
mission in ein Drittland im Sinne des Artikels 20 sowie den
nach Artikel 29 benannten, für behördliche Ermittlungen
zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats, die Ermittlun-
gen über eine oder mehrere Personen oder Unternehmen
aufnehmen oder durchführen, zu ermöglichen, die zustän-
digen Behörden anderer Mitgliedstaaten oder die zuständi-
gen Dienststellen der Kommission ausfindig zu machen, die
mit Ermittlungen über diese Personen oder Unternehmen
befasst sind oder waren, um durch Informationen über die
Existenz von Ermittlungsakten das in Absatz 2 genannte
Ziel zu erreichen.

(4) Benötigt ein Mitgliedstaat oder die Kommission nach
Abruf der Daten aus dem Aktennachweissystem für
Zollzwecke zu der gespeicherten Ermittlungsakte weiterge-
hende Angaben über eine Person oder ein Unternehmen, so
ersucht der Mitgliedstaat oder die Kommission den einge-
benden Mitgliedstaat um Unterstützung.

(5) Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten können das
Aktennachweissystem im Rahmen der gemäß den Arti-
keln 29 und 30 des Vertrags über die Europäische Union
vorgesehenen Zusammenarbeit im Zollbereich verwenden.
In diesem Fall gewährleistet die Kommission die technische
Verwaltung der Datenbank.

KAPITEL 2

Betrieb und Nutzung des Aktennachweissystems für
Zollzwecke

Artikel 41b

(1) Die zuständigen Behörden können zur Erreichung der
in Artikel 41a Absatz 3 genannten Zwecke im

Zusammenhang mit Fällen, die der Zoll- oder der Agrar-
regelung, soweit sie für die in das Zollgebiet der
Gemeinschaft oder aus diesem Gebiet verbrachten Waren
gilt, zuwiderlaufen und von besonderem Interesse auf
Gemeinschaftsebene sind, Daten aus Ermittlungsakten in
das Aktennachweissystems für Zollzwecke eingeben. Diese
Daten dürfen nur folgende Kategorien umfassen:

a) Personen oder Unternehmen, die Gegenstand einer
behördlichen oder strafrechtlichen Ermittlung der
zuständigen Stelle eines Mitgliedstaats sind oder waren
und

— die im Verdacht stehen, Handlungen, die der
Zoll- oder der Agrarregelung zuwiderlaufen, zu
begehen oder begangen zu haben oder an der
Begehung einer solchen Handlung beteiligt zu
sein oder beteiligt gewesen zu sein,

— bei denen eine solche Handlung festgestellt
worden ist oder

— die wegen einer solchen Zuwiderhandlung
Adressat einer Verwaltungsentscheidung waren
oder denen eine Verwaltungs- oder gerichtliche
Strafe auferlegt wurde;

b) den von der Ermittlungsakte betroffenen Bereich;

c) den Namen, die Staatsangehörigkeit, Adressangaben
der zuständigen Stelle des Mitgliedstaats und das
Aktenzeichen.

Die Daten nach den Buchstaben a, b und c werden für jede
Person oder jedes Unternehmen gesondert eingegeben. Eine
Verknüpfung der Daten untereinander ist nicht zulässig.

(2) Die personenbezogenen Daten nach Absatz 1 Buch-
stabe a dürfen nur Folgendes umfassen:

a) bei Personen: Name, Geburtsname, Vorname, frühere
Nachnamen und angenommene Namen, Geburts-
datum und Geburtsort, Staatsangehörigkeit und
Geschlecht;

b) bei Unternehmen: den Namen des Unternehmens, den
Firmennamen, die Anschrift des Unternehmens, die
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und die Ver-
brauchsteuer-Registriernummer.

(3) Die Daten werden nach Artikel 41d für eine begrenzte
Dauer eingegeben.

Artikel 41c

(1) Die Eingabe von Daten in das Aktennachweissystem
für Zollzwecke und deren Abfrage ist ausschließlich den in
Artikel 41a genannten Behörden vorbehalten.
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(2) Jede Abfrage im Aktennachweissystem für Zollzwecke
enthält zwingend folgende personenbezogene Daten:

a) bei Personen: den Vornamen und/oder den Namen
und/oder den Geburtsnamen und/oder frühere Nach-
namen und/oder angenommene Namen und/oder das
Geburtsdatum;

b) bei Unternehmen: den Namen des Unternehmens
und/oder den Firmennamen und/oder die Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer und/oder die Ver-
brauchsteuer-Registriernummer.

KAPITEL 3

Speicherdauer der Daten

Artikel 41d

(1) Die Speicherdauer richtet sich nach den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften und den Verfahren des einge-
benden Mitgliedstaats. Die nachfolgend genannten Zeit-
räume, beginnend mit dem Tag der Eingabe der Daten in
die Ermittlungsakte, dürfen in keinem Fall überschritten
werden:

a) Daten über laufende Ermittlungen dürfen nicht länger
als drei Jahre gespeichert werden, wenn in diesem
Zeitraum kein der Zoll- und Agrarregelung zuwider-
laufender Vorgang festgestellt worden ist; die Daten
werden vorher gelöscht, wenn seit der letzten Fest-
stellung ein Jahr vergangen ist;

b) Daten über behördliche oder strafrechtliche Ermittlun-
gen, die zur Feststellung eines der Zoll- und Agrar-
regelung zuwiderlaufenden Vorgangs, aber noch nicht
zu einer Verwaltungsentscheidung, einer Verurteilung
oder einer Geldstrafe oder einer Verwaltungsstrafe
geführt haben, dürfen nicht länger als sechs Jahre
gespeichert werden;

c) Daten über behördliche oder strafrechtliche Ermittlun-
gen, die zu einer Verwaltungsentscheidung, einer
Verurteilung oder einer Geldstrafe oder einer Ver-
waltungsstrafe geführt haben, dürfen nicht länger als
zehn Jahre gespeichert werden.

Diese Zeiträume sind nicht kumulierbar.

(2) In jeder Phase der Ermittlungen im Sinne von Absatz 1
Buchstaben a, b und c sind, sobald nach den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften und Verfahren des eingebenden
Mitgliedstaats der Verdacht gegen eine Person oder ein
Unternehmen nach Artikel 41b nicht mehr besteht, die
Daten zu dieser Person oder diesem Unternehmen unver-
züglich zu löschen.

(3) Die Daten im Aktennachweissystem für Zollzwecke
werden automatisch an dem Tag gelöscht, an dem die
maximalen Speicherfristen nach Absatz 1 überschritten
werden.“

19. Titel VI erhält folgende Fassung:

„TITEL VI

FINANZIERUNG

Artikel 42a

(1) Diese Verordnung bildet den Basisrechtsakt für die
Finanzierung aller in ihrem Rahmen vorgesehenen Maß-
nahmen der Gemeinschaft, insbesondere:

a) die Gesamtheit der Kosten für die Einrichtung und
Unterhaltung der permanenten technischen Infra-
struktur, die den Mitgliedstaaten logistische, büro-
technische und Informatikunterstützung zur
Verfügung stellt, um die Koordination von gemein-
samen Zollaktionen, insbesondere die in Artikel 7
genannten besonderen Überwachungen, sicherzustel-
len;

b) die Erstattung der Kosten für Beförderung, für Unter-
bringung und für den Tagessatz, der an die Vertreter
der Mitgliedstaaten zu zahlen ist, die an den in
Artikel 20 genannten Gemeinschaftsmissionen, an
gemeinsamen Zollaktionen, die durch die oder
gemeinsam mit der Kommission durchgeführt wer-
den, sowie an Schulungen und Ad-hoc-Treffen und an
den durch die oder gemeinsam mit der Kommission
geplanten, von den Mitgliedstaaten durchgeführten
Vorbereitungssitzungen für behördliche Ermittlungen
oder für operationelle Maßnahmen teilnehmen.

Sofern die unter Buchstabe a genannte permanente
technische Infrastruktur im Rahmen der Zusammen-
arbeit im Zollbereich gemäß den Artikeln 29 und 30
des Vertrags über die Europäische Union benutzt wird,
sind die Kosten der Vertreter der Mitgliedstaaten für
die Beförderung und Unterbringung sowie der an sie
zu zahlende Tagessatz von der Mitgliedstaaten zu
tragen;

c) die Kosten für Erwerb, Erforschung, Entwicklung und
Wartung der Informatikinfrastruktur (Hardware), der
Software, der besonderen Netzverbindungen und der
damit verbundenen Produktions-, Unterstützungs-
und Einweisungsdienste im Hinblick auf die Durch-
führung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen, insbesondere der Betrugsvorbeugung
und -bekämpfung;

d) die Kosten, die mit der Beschaffung der Information
und dem Zugang zu Informationen, zu Daten und
Datenquellen zwecks Durchführung der in dieser
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen, insbesondere
der Betrugsvorbeugung und -bekämpfung, verbunden
sind;

e) die Kosten für die Nutzung des ZIS gemäß den
Rechtsakten, die aufgrund der Artikel 29 und 30 des
Vertrags über die Europäische Union angenommen
sind, namentlich gemäß dem durch den Rechtsakt des
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Rates vom 26. Juli 1995 errichteten Übereinkommen
über den Einsatz der Informationstechnologie im
Zollbereich (*), soweit diese Rechtsakte vorsehen, dass
diese Kosten aus dem Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Union finanziert werden.

(2) Die Kosten für Erwerb, Erforschung, Entwicklung und
Unterhaltung der gemeinschaftlichen Teile des für die
Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe c verwendeten gemein-
samen Kommunikationsnetzes werden ebenfalls aus dem
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union finanziert.
Die Kommission schließt im Namen der Gemeinschaft die
notwendigen Verträge, um die Funktionsfähigkeit dieser
Teile sicherzustellen.

(3) Unbeschadet der Kosten des Betriebs des ZIS sowie der
als Schadenersatz gezahlten Beträge nach Artikel 40 ver-
zichten die Mitgliedstaaten und die Kommission auf jeden
Anspruch auf Erstattung der Kosten aus der Erteilung von
Auskünften, der Bereitstellung von Dokumenten, der
Durchführung von behördlichen Ermittlungen oder aus
jeder anderen operationellen Maßnahme gemäß dieser
Verordnung, die aufgrund einer Aufforderung eines
Mitgliedstaats oder der Kommission geleistet worden sind,
mit Ausnahme der gegebenenfalls an Sachverständige
gezahlten Entschädigungen.

(*) ABl. L C 316 vom 27.11.1995, S. 33.“

20. Artikel 43 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von des-
sen Artikel 8.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die folgenden Maßnahmen zur Änderung nicht
wesentlicher Bestimmungen dieser Verordnung, auch
durch Ergänzung, werden nach dem in Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen:

a) Beschlüsse über die in das ZIS aufzunehmenden
Daten nach Maßgabe des Artikels 25;

b) die Bestimmung der Maßnahmen in Verbindung
mit der Anwendung der Agrarregelung, zu
denen gemäß Artikel 23 Absatz 4 Informationen
in das ZIS einzugeben sind.“

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Ausschuss prüft jede Frage, welche die
Durchführung dieser Verordnung betrifft und die der
Ausschussvorsitzende entweder von sich aus oder auf

Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaats zur Sprache
bringen kann, und zwar insbesondere Fragen betref-
fend

— allgemein das Funktionieren der in dieser Ver-
ordnung vorgesehenen gegenseitigen Amtshilfe;

— die Festlegung der praktischen Einzelheiten für
die Übermittlung der Informationen gemäß den
Artikeln 15, 16 und 17;

— die der Kommission nach den Artikeln 17 und
18 übermittelten Informationen im Hinblick auf
die daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen, die
Festlegung der erforderlichen Maßnahmen zur
Unterbindung der festgestellten Zuwiderhand-
lungen gegen die Zoll- oder die Agrarregelung
sowie gegebenenfalls im Hinblick auf Vorschläge
zur Änderung der geltenden Gemeinschaftsvor-
schriften oder die Festlegung von ergänzenden
Vorschriften;

— die Organisation von gemeinsamen Zollaktio-
nen, insbesondere die in Artikel 7 genannte
besondere Überwachung;

— die Vorbereitung der von den Mitgliedstaaten
geführten und von der Kommission koordinier-
ten Ermittlungen sowie die Vorbereitung der
Gemeinschaftsmissionen im Sinne des Arti-
kels 20;

— die Maßnahmen zur Wahrung der Vertraulich-
keit der Informationen — insbesondere der
personenbezogenen Daten —, die nach dieser
Verordnung ausgetauscht werden, abgesehen von
denjenigen des Titels V;

— die Durchführung und das reibungslose Funk-
tionieren des ZIS sowie sämtliche technischen
und operationellen Maßnahmen zur Sicherung
des Systems;

— das Erfordernis der Speicherung der Daten im
ZIS;

— die Maßnahmen zur Wahrung der Vertraulich-
keit der nach dieser Verordnung in das ZIS
aufgenommenen Informationen — insbesondere
der personenbezogenen Daten — sowie die
Maßnahmen, die auf die Einhaltung der den für
die Datenverarbeitung Verantwortlichen oblie-
genden Verpflichtungen abzielen;

— die nach Artikel 38 Absatz 2 getroffenen
Maßnahmen.“
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d) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Der Ausschuss prüft alle Probleme in Ver-
bindung mit dem Betrieb des ZIS, mit denen die in
Artikel 37 genannten nationalen Aufsichtsbehörden
konfrontiert werden. Der Ausschuss tritt in seiner Ad-
hoc-Zusammensetzung mindestens einmal jährlich
zusammen.“

21. In Artikel 44 und Artikel 45 Absatz 2 werden die Worte
„des Titels V über das ZIS“ durch die Worte „der Titel V und
Va“ ersetzt.

22. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 51a

Die Kommission legt in Zusammenarbeit mit den Mitglied-
staaten dem Europäischen Parlament und dem Rat jährlich
einen Bericht über die Maßnahmen vor, die zur Durch-
führung dieser Verordnung getroffen wurden.“

23. Artikel 53 wird wie folgt geändert:

a) Die Nummerierung von Absatz 1 entfällt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 9. Juli 2008.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident

J.-P. JOUYET
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